
Zeitschrift: Vermessung, Photogrammetrie, Kulturtechnik : VPK = Mensuration,
photogrammétrie, génie rural

Band: 91 (1993)

Heft: 10

Rubrik: Berichte = Rapports

Autor: [s.n.]

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 17.11.2024

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


Rubriques
traut sind, hat die Koordinationsstelle für
Umweltschutz in diesem Bericht auf eine Weise
neu geordnet, dass die vielschichtigen, nicht
ohne weiteres erkennbaren Abhängigkeiten
zwischen unseren Aktivitäten und deren
Auswirkungen auf die Umwelt verständlicher
werden.
(Bezug: Koordinationsstelle für Umweltschutz

des Kantons Zürich, CH-8090
Zürich.)

Raumplanungsvideo und
-lehrmittel
Die Schweizerische Vereinigung für Landesplanung

(VLP) hat für den Staatskundeunterricht
in den Berufs- und Mittelschulen zwei

Lehrmittel erarbeitet:

Raumplanung - für eine sinnvolle
Nutzung des Lebensraumes Schweiz
Videofilm (Bezug: leihweise)

Der Boden - unser Lebenselement

Vortrag «Wohin mit dem Boden?»
Arbeitsblätter «Der Boden - unser
Lebenselement»

15 Folienvorlagen:
- Der Boden, um den es geht
- Der Boden - ein lebendiger Organismus
- Der Boden als Produktionsfaktor

- Die drei zentralen Bodenprobleme
- Unsere Bauzonen und Häuser sind

schlecht ausgenützt
- Va unserer Verkehrsflächen liesse sich

einsparen

- Wir überlasten den Boden mit Schadstoffen

- Bodenverdichtung und Erosion nehmen
zu

- Die Natur verarmt

- Siedlungen nach innen entwickeln

- Schadstoffeinträge vermindern

- Umweltgerechtes Landwirten belohnen

- Naturnahe Flächen erweitern, schützen
und pflegen

- Weiter forschen und informieren

- Es liegt an uns!

Bezug: Schweizerische Vereinigung für
Landesplanung, Schänzlihalde 21, CH-3013
Bern, Telefon 031 / 42 64 44, Telefax 031 / 42
14 28.

Berichte
Rapports

VSVT-Zentralsekretariat:
ASTG secrétariat central:
ASTC segretariato centrale:
Schlichtungsstelle
Office de conciliation
Ufficio di conciliazione
Marja Balmer
Gyrischachenstrasse 61

3400 Burgdorf
Telefon und Telefax: 034 / 22 98 04

Stellenvermittlung
Auskunft und Anmeldung:
Service de placement
pour tous renseignements:
Servizio di collocamento
per informazioni e annunci:
Alex Meyer
Rigiweg 3, 8604 Volketswil
Tel. 01/802 7711 G
Tel. 01/945 00 57 P

50 Jahre VLP: Raumplanung
vor neuen Herausforderungen
VLP-Jubiläumstagung und -feier vom
26. 27. August 1993 in Zürich
Am 26V27 August 1993 fand in Zürich die
Jubiläumsveranstaltung 50 Jahre Schweizerische

Vereinigung für Landesplanung VLP mit
einer Tagung und einer Feier statt. Die
Tagung stand unter dem Motto «Raumplanung
vor neuen Herausforderungen» und beleuchtete

mit Hauptreferaten von Dr. Arnold Marti,
Vizepräsident des Obergerichtes des Kantons

Schaffhausen, Prof. Dr. René L. Frey,
Wirtschaftswissenschaftliches Zentrum der
Universität Basel, und Peter Güller, Leiter
des Nationalen Forschungsprogrammes
«Stadt und Verkehr, Verfahrensvereinfachungen

und ökonomische Instrumente in der
Raumplanung». An der Feier referierten
Bundesrat Dr. Arnold Koller, Nationalrat Victor
Ruffy, Prof. Dr. Martin Lendi (ETH Zürich),
Stadtpräsident Josef Estermann (Zürich)
sowie VLP-Präsident und Baselbieter
Regierungsrat Eduard Belser zu den bestehenden
und kommenden Aufgaben und dem künftigen

Instrumentarium der Raumplanung.
Prof. Lendi sprach deutliche Worte, als er
betonte, dass die Raumordnungspolitik gegenüber

der aktuellen Problemlage in den
Agglomerationen erschreckend hilflos sei. Auch
der ländliche Raum werde zu wenig in die
Raumplanung einbezogen. Die schweizerische

Raumordnungspolitik müsse daher
nach Instrumenten und Massnahmen, nach
organisatorischen Vorkehren und auch nach
neuen Methoden suchen, wie Probleme
anzugehen sind. Stadtplanung darf sich nicht in

Bebauungs- und Zonenplänen erschöpfen;
Stadtplanung steht im Spannungsfeld von
Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Lebensraum.

Damit sind beispielsweise die
Altersstruktur, die Wirtschaftspolitik, der Verkehr,
die Sicherheit, die Kulturinstitutionen, die
Finanzen und vor allem die menschlichen
Qualitäten angesprochen. Für den ländlichen
Raum müsse die Richtplanung lernen, sich
zu den Zielkonflikten zu äussern. Dass
Raumplanung und Umweltschutz untrennbar

zusammengehören, sei heute weithin
anerkannt; in einer «Umwelt(leit)planung» mussten

Raumplanung und Umweltschutz künftig

aber noch vermehrt gekoppelt werden.
Für diese neuen Herausforderungen könnte
die VLP zu einer Plattform werden.
Bundesrat Koller würdigte die Arbeit der VLP,
die vor 50 Jahren eine Zäsur in der schweizerischen

Raumplanung setzte und heute
«lebendig, zukunftsorientiert, energiegeladen
und an Kompetenz unbestritten» sei. Koller
ging dann auf die aktuellen raumplanerischen

Arbeiten beim Bund ein. Raumplanerische

und bodenrechtliche Fragen erlitten
heute bereits im Parlament lähmende Patt-
Situationen. Immerhin soll in diesem Herbst

eine Vernehmlassung zu einer Revision des
Raumplanungsgesetzes stattfinden, um
bundesrechtliche Rahmenbedingungen für
kantonale Verfahren zu setzen und die Pflicht zur
materiellen Kondition, die ja bereits wiederholt

in Bundesgerichtsentscheiden stipuliert
wurde, zu verankern.

Der Präsident der entsprechenden Kommission,

der Schaffhauser Oberrichter Dr. Marti,
erläuterte die Möglichkeiten und Grenzen
von Verfahrensvereinfachungen und
Verfahrensbeschleunigungen im föderalistischen
Rechtsstaat. Nach Angaben aus Wirtschaftskreisen

daure das Baubewilligungsverfahren
heute im Durchschnitt fünfmal länger als
noch 1968; statistisch sei diese Zahl jedoch
nicht belegt. Möglichkeiten sieht Marti etwa
in der Zusammenfassung von
Sondernutzungsplanungen und Baubewilligungsverfahren,

vermehrtem Anwenden von
vereinfachten oder Anzeigeverfahren, einem
beschleunigten, aber teureren Eilverfahren, der
Festsetzung von Fristen, der Konzentration
der Bewilligungsbehörden oder mindestens
der materiellen Verfahrenskoordination. Die
Rechtsmittel könnten zwar gestrafft, dürften
aber nicht reduziert werden. Zuviel dürfe von
diesen neuen Bestimmungen nicht erwartet
werden; wichtig wäre jedoch, wenn über die
Baudirektorenkonferenz eine Annäherung
oder gar Vereinheitlichung der kantonalen
Gesetzgebung erreicht werden könnte.
Der Bund kann und will nur den Rahmen
festlegen; die Kantone müssen die Verfahren
selbst regeln. Im Kanton Bern sind zur Zeit
drei Vorlagen zur Verfahrensvereinfachung
und -koordination in der Vernehmlassung. In

einem neuen Koordinationsgesetz wird
vorgeschlagen, das Baubewilligungsverfahren
einer sogenannten Leitbehörde zu unterstellen

und so verschiedene Bewilligungen zeitlich

und inhaltlich aufeinander abzustimmen.
Mit einer Revision des Baugesetzes und
einem revidierten Baubewilligungsdekret sollen

Hindernisse bei der Planung beseitigt
und das Baubewilligungsverfahren
beschleunigt werden. Zu einem späteren
Zeitpunkt sollen auch Anpassungen des
materiellen Rechts (Bauvorschriften) folgen.
Prof. Frey und Güller stellten aufgrund von
Forschungsarbeiten im Rahmen des Nationalen

Forschungsprogrammes «Stadt und
Verkehr» Thesen für marktwirtschaftliche
Instrumente zugunsten der Raumplanung auf.
Ungedeckte Kosten des Verkehrs, etwa der
Umweltbelastung, der Unfälle, der Zeitverluste

im Stau, zeigen, dass der Verkehr, vor
allem der Privatverkehr, zu billig ist. In den
Regionen Zürich, Bern und Neuenburg wurden
die externen Kosten berechnet. In der
Agglomeration Zürich wurden zudem die vom Kanton

vorgeschlagenen Massnahmen zur
Senkung der Luftbelastung durch den Verkehr
nach ihrem Kosten/Nutzen-Verhältnis beurteilt.

Diese externen Kosten sollten den
Verursachern angelastet werden, das heisst in-
ternalisiert werden. Die Studien zeigen, welche

verkehrspolitischen Massnahmen möglich

wären. Kosten für Lärm- und Luftbelastung

könnten mit örtlich differenzierten
Parkplatzgebühren erfasst werden (an
zentralen Lagen rund Fr. 2- pro Stunde),
Staukosten könnten durch elektronische Systeme
oder Vignetten erfasst werden (Fahrten in
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Stosszeiten auf Stadtgebiet kosten z.B. Fr.

3- pro Tag). Die Summe aller vorgeschlagenen
Massnahmen würde laut Studie zu

einem Verkehrsrückgang um rund 20-30% für
den Personenverkehr und rund 10-20% für
den Schwerverkehr führen. Die Umweltbelastung

könnte damit deutlich reduziert werden
und die raumplanerischen Zielsetzungen wie
weniger (Auto-)Mobilität, Reduktion der
Streusiedlungen, Verdichtung in Stationsnähe

würden gefördert.
VLP-Präsident Belser sieht als zentrale
Aufgaben der VLP weiterhin den Einsatz für die
Weiterentwicklung der Bundesgesetzgebung

mit Grundsätzen, die eine Verknüpfung
der kantonalen Raumplanungen auf
Bundesebene zulassen, sowie den Einsatz für
die Idee einer sinnvollen Planung und
Gestaltung unseres Lebensraumes, also das
«Marketing» für die Raumplanung und die
Unterstützung der Gemeinden bei der
Umsetzung dieser Idee. Er betonte, dass die
Raumplanung aufgrund ihrer langfristigen
Zielsetzungen und der dezentralen
Entscheidungsmechanismen der Kontinuität bedürfe.
Die Raumplanung könne kein rasch reagierendes

Konjunkturförderungsinstrument
sein. Sie dürfe sich auch nicht in den Dienst
von Brancheninteressen stellen lassen. Bes-
ler plädiert daher für Mut zur Qualität und zur
Nachhaltigkeit.

Th. Glatthard

Klimaänderungen und
Naturkatastrophen
UNO-Dekade und NFP 31

Die Generalversammlung der Vereinten
Nationen erklärte die neunziger Jahre zur
«Internationalen Dekade für die Vorbeugung
von Naturkatastrophen». Die UNO gibt damit
ihrer Überzeugung Ausdruck, dass in
Sachen Naturkatastrophen Fatalismus fehl am
Platz ist, und fordert die internationale
Gemeinschaft auf, ihren festen politischen Willen

zu bekunden, wissenschaftliche oder
technische Erkenntnissse zur Milderung der
Auswirkungen solcher Katastrophen
einzusetzen. Bereits 103 Länder leisten einen aktiven

Beitrag zu diesem unter der Abkürzung
IDNDR (Internationale decade for natural
disaster reduction) laufenden UNO-Projekt.
Das zwölf Mitglieder zählende Schweizerische

Nationalkomitee der IDNDR setzt sich
aus Vertretern der eidgenössischen Departemente

und der kantonalen Institutionen
sowie aus Vertretern der wissenschaftlichen
Forschung zusammen. Ein Rahmenkredit in

der Höhe von 3,5 Millionen Franken erlaubt
es dem Schweizerischen Nationalkomitee,
seine Aufgaben wahrzunehmen und
Projekte im In- und Ausland zu unterstützen.
Das Sekretariat wird von der Landeshydrologie

und -geologie in Bern betreut. Ebenfalls
wurden drei Arbeitsgruppen gebildet. Die

Gruppe «Schadenbewältigung» arbeitet eng
mit dem Zivilschutz, der Armee und dem
Schweizerischen Katastrophenhilfskorps
zusammen. Die Gruppe «Vorhersage und
Alarm» befasst sich auf Schweizer Ebene
mit Planungsgrundlagen und Beobachtungs-/
Vorhersagesystemen. Die Gruppe
«Grundlagenforschung» stellt die Koordination mit
dem nationalen Forschungsprogramm
NFP31 «Klimaänderungen und Naturkatastrophen»

sicher. Auf nationaler Ebene untersucht

das Schweizerische Nationalkomitee
die Möglichkeiten unseres Landes, Auswirkungen

von Naturkatastrophen innerhalb
eines föderalistischen Systems, in welchem
der Katastrophenschutz weitgehend in der
Verantwortung der Kantone und Gemeinden
liegt, zu verringern.
In den Jahren von 1991 bis 1993 wurden
bereits konkrete Projekte realisiert. So wurden
die kartographische Darstellung von
Bodenbewegungen und seismischen Gefahren, die
Regionalisierung von Hochwasserdaten (ein
Projekt, das in Zusammenhang mit der
Überschwemmungskatastrophe im Jahre 1987
entstanden ist) sowie der Geschiebetransport

in Wildbächen untersucht.

IDNDR-Symposium
Am 29. September 1993 fand in Lausanne
ein IDNDR-Symposium statt. Damit wollte
die Fédération européenne des associations

C4PILMÌ Landinformationssystem
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Prof. Ch. Emmenegger ist Mitglied
des Organisationskomitees des
IDNDR-Symposiums und des
Schweizerischen Nationalkomitees
der IDNDR.
Zur Illustration der Aktivitäten im NFP
31 hat die Programmleitung eine
Rahmenausstellung zur Thematik
«Klimaänderungen und Naturkatastrophen»

konzipiert. Diese Ausstellung

- begleitet von einem
Informationsprospekt als Ausstellungsführer
(in deutsch, französisch, italienisch
und englisch verfügbar)-wurde
erstmals in diesem Sommer öffentlich
präsentiert, so z.B. anlässlich der
SANW-Tagung vom 22.-26. September

in Verbier (VS) und vom 29.-30.
September im Rahmen des FEANI-
Kongresses in Lausanne. Die
Ausstellung ist in deutsch und französisch

vorhanden und - insbesondere
zur Präsentation von Ergebnissen
aus einzelnen Projekten bzw. für
einzelne Untersuchungsgebiete - individuell

erweiterbar.
Weitere Auskünfte: Programmleitung
NFP 31, Zähringerstrasse 61, CH-
3012 Bern.

nationales d'ingénieurs (FEANI) zusammen
mit dem Schweizerischen Nationalkomitee
der IDNDR einen Beitrag zur «Internationalen

UNO-Dekade für die Vorbeugung von
Naturkatastrophen» leisten. Ingenieure,
Wirtschafts- und Verwaltungsfachleute sowie
Forscher aus ganz Europa lieferten wertvolle
Informationen zu Aspekten wie «Vorbeugung»,

«Vorbereitung» und «Wiederaufbau».
Dank ihren Erfahrungen und ihrem Wissen
im Bereich von Bauwerksbemessungen und
Tragwerkstrukturen spielen die Ingenieure in

diesem UNO-Jahrzehnt eine entscheidende
Rolle. Sie helfen mit, im Katastrophenfall die
Opfer an Menschenleben, die materiellen
Schäden und die sozio-ökonomischen
Auswirkungen zu begrenzen. Der Ingenieur steht
so im Dienste der Gemeinschaft. Das
IDNDR-Symposium bot den schweizerischen

und europäischen Ingenieuren die
Gelegenheit, einerseits den aktuellen Wissensstand

zu ermitteln und andererseits zu
untersuchen, inwieweit der Schutz der Bevölkerung

vor Naturkatastrophen verbessert werden

kann.

Ch. Emmenegger

\/M\e*?
Wo?

Das Bezugsquellen-Verzeichnis
gibt Ihnen auf alle diese Fragen
Antwort.

Grösstes Sonnenkraftwerk
der Schweizer Alpen
eingeweiht
Das grösste Sonnenkraftwerk der Schweizer
Alpen wurde am 1. September 1993 in Cai-
schavedra/Disentis auf 1900 Metern ü. M.

eingeweiht. Die Photovoltaik-Anlage ist ein
«Energie 2000»-Pilotprojekt und befindet
sich in einem stark frequentierten Ski- und
Wandergebiet. Die Initianten wollten damit
den Beweis erbringen, dass alternative
Stromerzeugung und Tourismus einander
ergänzen und durchaus im Einklang mit der
Natur stehen können. Die Photovoltaik-Anlage

Caischavedra gehört zu den vier grössten

in der Schweiz: Mont Soleil (560 kW),
N13 (Lärmschutz), Locarno, Caischavedra
(je rund 100 kW).
Seit 1986 betreibt das Paul-Scherrer-Institut
auf Laj Alv auf 2600 Meter über Meer im
Skigebiet von Disentis eine Meteostation, welche

das Strahlungsangebot sehr detailliert
aufzeichnet. Die Abklärungen dienten
ursprünglich der Eignungsprüfung des Gebietes

für ein solarthermisches Kraftwerk. Diese
Idee wurde später aufgrund technischer
Überlegungen verworfen, doch mit den
gemessenen Einstrahlungswerten bietet der
Standort ideale Voraussetzungen für ein
Photovoltaik-Kraftwerk. Zur Realisierung des
Projektes wurde die Gesellschaft Desertasol
AG gegründet, der neben der Gemeinde Di-
sentis/Mustér noch die Nordostschweizerischen

Kraftwerke, das Elektrizitätswerk
Bündner Oberland sowie die Bergbahnen
Disentis angehören. Die Anlage sollte jedoch
nicht in der unberührten Gegend von Laj Alv,
sondern in der von der Infrastruktur der
Bergbahnen bereits erschlossenen Anhöhe von
Caischavedra, auf 1900 Metern über Meer,
erstellt werden. Im Herbst 1992 wurden die
Solarmodule montiert; seit Juni 1993 erfolgt
die Stromproduktion. Jährlich sollen 120 000
kWh ins Netz des Elektrizitätswerkes Bündner

Oberland (EWBO) gespiesen werden.
Die notwendigen Geldmittel für die Realisierung

des 100-Kilowatt-Projektes wurden vom
Bundesamt für Energiewirtschaft, vom Kanton

Graubünden und von den
Nordostschweizerischen Kraftwerken bereitgestellt.
Die Bundesbeteiligung erfolgte im Rahmen
des Aktionsprogrammes «Energie 2000» unter

dem Titel P&D-Anlagen (vgl. Kasten).
Das Besondere der Anlage sind neuentwik-
kelte Solargrossmodule sowie deren Aufhängung.

Bei der Konzeption grosser Photovol-
taik-Anlagen besteht grundsätzlich der
Wunsch nach grösseren als den üblichen
rund 0,5 m2 grossen Standardmodulen. Damit

können Montagekosten gespart, die
Betriebssicherheit erhöht und das Abrutschen
des Schnees erleichtert werden, was an
einem hochalpinen Standort besonders wichtig

ist. So wurde ein spezielles Laminat
(rahmenloses Modul) entworfen, welches aus
188 monokristallinen Solarzellen aufgebaut
ist und 226 Wp leistet. Mit einer Fläche von
ca. 2 m2 und einem Gewicht von rund 50 kg
für das einzelne Element stösst dieses Modul

in bezug auf die Handhabung an eine
obere Grenze. Die Befestigungstechnik
wurde gemeinsam von den NOK und den
Firmen Solution, Temperit und Lindapter entwik-

Was sind P&D-Projekte?
Unter der Bezeichnung P&D - Pilot-
und Demonstrationsprojekte - zahlen

Bund und einzelne Kantone
Beiträge an Lösungen, die Energien
besonders rationell verwenden oder
erneuerbare Energien nutzen.
Gesamtschweizerisch sind bis heute rund
130 Projekte mit einem Aufwand von
über 30 Mio. Franken unterstützt worden.

Grundlage bildet die Verordnung
über die sparsame und rationelle
Energienutzung (Energienutzungsverordnung

ENV); sie ist seit 1. März
1992 in Kraft. Die Artikel 22 bis 30
ENV umschreiben die Ziele,
Bedingungen und Verfahren der Finanzhilfen

bei der Planung und Realisierung
von Pilot- und Demonstrationsanlagen.

Die Energienutzungsverordnung
macht die dringende Ergänzung
öffentlich geförderter Forschung möglich.

Durch die finanzielle Unterstützung

von Pilot- und Demonstrationsprojekten

zur rationellen Verwendungen

von Energie und Nutzung
erneuerbarer Energien sollen Forschungsresultate

rascher und vermehrt
angewendet werden. Bis zu 30%, zusammen

mit kantonalen Beiträgen bis zu
50%, der nicht amortisierbaren
Mehrkosten können mit öffentlichen
Mitteln finanziert werden. Voraussetzung

für die Unterstützung der
Projekte ist, dass sie neu und zukunftsorientiert

sind, eine hohe
Erfolgswahrscheinlichkeit und ein grosses
Anwendungspotential aufweisen.
Gesuche sind an das Bundesamt für
Energiewirtschaft, CH-3003 Bern,
oder an die Energiefachstelle des
Standortkantons zu richten.

keif. Das Neue an diesem Modul ist, dass die
Befestigung im Modul selbst angreift statt
wie üblicherweise am Rand des Moduls. Damit

werden am Modul geringere Deformationen

verursacht. Diese Befestigungstechnik
hat ein grosses Anwendungspotential, durch
die ästhetische Qualität speziell auch für
gebäudeintegrierte Anwendung.
Für die NOK bildet die Photovoltaik-Anlage
Caischavedra Teil eines Aktionsprogrammes
im Bereich neuartiger erneuerbarer Energien,

das mit unterschiedlich grossen und
verschiedenartigen Anlagen an diversen
Standorten der Nordostschweiz realisiert
wird. Neben weiteren Photovoltaik-Anlagen
bestehen Projekte für Windenergienutzung,
Wärmepumpen und Wärme-Kraft-Koppelung.

Th. Glatthard
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